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Erfahrungsbericht zu den oft mehr als fragwürdigen Sorgerechtsentzügen in der BRD
 

 

Unsere Familie ist, Gott sei Lob und Dank, von diesem furchtbaren "Virus" Sorgerechtsentzug nicht persönlich betroffen, aber wir begleiten seit ungefähr fünf Jahren eine betroffene Mutter. Zuerst glaubten wir noch an eine Fehleinschätzung, die niemand zugeben kann.
 

Sehr bald mussten wir aber feststellen, dass dem nicht so ist, sondern dass System dahinter ist.
 

Es gibt in diesem Land wohl kaum mehr eine Stelle, die wir nicht angeschrieben haben, dazu gehören Ministerien auf Landes- und Bundesebene, Petitionen beim bayerischen Landtag und beim 
 Petitionsausschuss des Europaparlaments. Verschiedene Menschenrechtsorganisationen, Caritas und Diakonie waren dabei nicht ausgenommen. Entweder man bekommt gar keine Antwort, oder bla, bla. Und immer wieder der Einwand man könne ja vor Gericht gehen, bzw. das Gerichtsverfahren wird als Vorwand genommen keine Antwort geben zu müssen. Selbstverständlich muss auch die Schweigepflicht dafür herhalten keine Antwort geben zu müssen.

Einzig der Petitionsausschuss des Europaparlaments hat ein Arbeitsdokument verfasst, das aber vom 
Familienministerium schubladisiert wurde.

Bei einem Zusammentreffen mit einem hohen Ministerialbeamten des Familienministeriums bei einer Tagung in Bad Boll verließ dieser auf „Knall und Fall“ mit den Worten:“Das brauche ich mir nicht anzutun“ das gemeinsame Mittagessen, als ihn mein Mann auf das noch druckfrische Arbeitsdokument des Petitionsausschusses des Europaparlaments und die damit zusammenhängenden ungerechtfertigten Sorgerechtsentzüge ansprach.

Zudem tätigten wir eine ganze Telefonanruf-Kampagne beim Jugendamt, Amtsgericht und später Oberlandesgericht und in unserem Fall zusätzlich beim Gesundheitsamt. Ebenso wurden über Jahre alle vierzehn Tage in Bamberg demonstriert. Immer wieder wurde auch in verschiedenen Zeitschriften und im Fernsehen berichtet, alles ohne grossen Erfolg.
 

Mitte des Jahres 2009 erging vom Oberlandesgericht ein Entscheid zum entgültigen Sorgerechtsentzug. Der Entscheid ist dermaßen verlogen, dass man sich fragt, ob nun offiziell die Lüge zur Wahrheit erklärt wird. 
 

Wahrscheinlich müssen sich die betroffenen Eltern sehr eng zusammenschließen, um gemeinsam an die Öffentlichkeit zu gehen und diese allarmieren.
 

Allerdings ist es sehr schwierig bei nicht betroffenen Bevölkerungsgruppen überhaupt Gehör zu finden. Auch Landtags- und Bundestagsabgeordnete scheinen blind und taub zu sein
 

Vielleicht wäre es eine Möglichkeit, wenn sich betroffene Eltern gemeinsam (z.B. alle betroffenen Eltern je aus Stuttgart, Tübingen, München, Nürnberg etc. jeweils gemeinsam) an ihre Landtags- und 
Bundestagsabgeordneten wenden und dabei gleichzeitig die Presse informieren. Allein hat man keine Chance!

Meiner Meinung nach ist das Jugendamt mitsamt seinen Helfershelfern, wie Gutachter, Verfahrenspfleger, Familiengerichte, Heime, Ärzte etc. , so wie es jetzt in vielen Fällen etabliert ist, ein totalitärer Staat innerhalb eines demokratischen Staates und damit eigentlich ein unmögliches Gebilde, ähnlich einem Krebsgeschwür, das in dieser Konstellation unbedingt entfernt gehört.

Das angebliche Kindeswohl wird nach der Definition des Jugendamtes absurdum geführt.

Satt Familien zu stärken, werden diese von vielen Jugendämtern auseinander gerissen und die Kinder ihren Eltern ohne Not, bewusst und gewollt, entfremdet. Niemand fragt sich, was das für diese Familien bedeutet. Zum Verlust- und Trennungsschmerz beiderseits kommen bei den betroffenen Eltern unweigerlich finanzielle und oft auch körperliche und psychische Schwierigkeiten dazu. Zu Beginn glauben die allermeisten Eltern noch an einen Irrtum und an dessen schnelle Aufklärung durch die  Rechtssprechung. Erst nach und nach wird ihnen bewusst, dass sie eigentlich keine echte Chance haben, bzw. von Beginn an nie hatten.

Zu den schlimmsten, medizinisch begründeten, Sorgerechtsentzügen gehört das Münchhausen by proxy Syndrom. Den Müttern dieser Kinder wird vorgeworfen, dass sie ihre, nach Meinung der Ärzte, gesunden Kinder, unnötigen und gefährlichen medizinischen Behandlungen aussetzen würden. Diese Therapien werden den verdächtigten  Müttern als Kindesmisshandlungen ausgelegt. Diejenigen Ärzte, die die Kinder behandelt haben, werden als Mittäter gesehen, die ungewollt zum Komplizen der Mutter geworden seien. Dabei wird von den anklagenden Medizinern der Eindruck vermittelt, als ob jede Krankheit auf Anhieb und immer richtig diagnostiziert würde. Es wird so getan als ob es in der Medizin keine offenen Fragen mehr gäbe. So werden offensichtlich kranke Kinder für gesund erklärt und ihren Müttern ein Münchhausen by proxy Syndrom attestiert und die Kinder ohne Verzug entzogen. Diese Mütter haben schon gar keine Chance ihre Kinder wieder zu bekommen.

Normalerweise gehört  eine Kindesmisshandlung zu den Straftaten und muss somit vor einem Strafgericht verantwortet werden, vor dem auch Entlastungszeugen gehört werden. Im Zweifel wird der Angeklagte freigesprochen.

Nur weil ein Münchhausen by proxy Syndrom eine psychiatrische Diagnose ist, wird die verdächtigte Mutter einer psychiatrischen Klinik zugeführt, und es wird nie unter strafrechtlichen Gesichtspunkten

abgeklärt ob denn die Verdächtigung überhaupt stimmt.

Somit genügt eine vage Verdächtigung, an einem MbpS zu leiden, um eine intakte Familie auf Dauer auseinander zu reißen und in tiefstes Elend zu stürzen. Diese Verdachtsdiagnose, um mehr handelt es sich nicht, bewirkt Zerstörung total, ist eigentlich Mord auf Raten. Sie erinnert an die Hexenjagd im Mittelalter.

Obwohl in England – hier lebte der „Erfinder“ des MbpS – diese Diagnose nicht mehr gestellt werden darf, weil nachweislich Gutachten falsch waren und hunderte von Verurteilungen neu aufgerollt werden mussten, werden in Deutschland weiterhin Kinder unter der Prämisse MbpS entzogen!

Wenn ich nicht selbst seit Jahren diese menschenrechtsverletzenden Übergriffe vieler Jugendämter beobachtet hätte, würde es sicher auch mir schwerfallen diese überhaupt zu glauben. 

So lange offensichtlich ungerechtfertigte Sorgerechtsentzüge ohne Korrektur weiterhin stattfinden, so lange kann in diesem Land niemand behaupten, es gäbe bei uns keine Menschenrechtsverletzungen
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